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Zur Titelseite:
Ein Kind in Marokko - PhcHograph: Bern-

' hard Wicki. Die .Galerie, diogenes, mit
deren freundlicher Genehmigung wir
einige Bilder (Seiten 7 und' 8) nach-

,- .drucken, veranstaltete am Ra.nd der Film-
, festspiele eine Ausstellung des Photo-

graphen Wicki, der als Regisseur mit
einem „Silbernen Bären" für die beste

r Regie („Das Wunderndes Malachiäs")
-ausgezeichnet wurde, ,/ /v , , /

Das Defizit wächst
Nahezu unerwartet ist die kulturpolitische
Szene zwei Monate vor den Bundes-
tagswahlen noch einmal in Bewegung ge-
raten. Waldemar von Knoeringen, der
stellvertretende Vors/fzende der SPD, hat
eine Heuordnung der deutschen Kultur-
politik gefordert. Als geeignete Mittel
hierzu empfiehlt der sozialdemokratische
Politiker die Schaffung eines überpartei-
lichen Kulturrates und den Ausbau der
Ständigen Konferenz der Kultusminister.
Die Freien Demokraten haben sich darob
beeilt, die Gedanken der Sozialdemokra-
tie zu unterstützen: Eigentlich sei es doch
die FDP gewesen, die seit Jahren bereits
für den Kulturrat plädiere.
Die CDU hat durch den berufenen Mund
eines ihrer kulturpolitischen Sprecher, des
Bundestagsabgeordneten Dr. Berthold
Martin, darauf mit Nein geantwortet. Der
Gießener Nervenarzt hat die oppositio-
nelle Initiative mit dem juristischen Hin-
weis auf das Grundgesetz und das Karls-
ruher Fernsehurteil beantwortet. Die Vor-
schläge von Knoeringens seien nicht reali-
sierbar, meint Martin.
Ob die Vorschläge der Opposition wirk-
lich mit dem Grundgesetz in Konflikt
stehen, mögen die Rechtsgelehrten klären
Aber.- Wenn wir noch lange bei dem Streit
über die Rechtsgrundlagen der Kulturpoli-
tik verweilen, wird uns das kulturpolitische
Defizit in einer Weise über den Kopf
wachsen, die den jahrelangen Rechtsstreit
als schildbürgerliche Hilflosigkeit erschei-
nen lassen muß. W. H.

Bedenken
Professor Paul Bockelmann, Heidelberger
Ordinarius für Straf recht, Straf- und Zivil-
prozeßrecht, hat jüngst in einer bemer-
kenswerten Rede zwei Rezepte genannt,
mit deren Hilfe man dem Problem der
überfüllung der Hochschulen steuern
könnte.
Der ersten „Gegenmaßregel" kann man
von ganzem Herzen zustimmen: „Die
Wirtschaft etwa könnte, wenn sie dazu
überginge, von 'jungen Stellenbewerbern
wenigstens dort keinen akademischen
Grad mehr zu fordern, wo dieser Grad,
insbesondere der Doktortitel, nur zur Er-
höhung des Splendors der Firma dienen
soll, einen Beitrag zur Hochschulreform
leisten, der vermutlich mehr wert wäre
als Millionenspenden."
In der Tat.
Die zweite Gegenmaßnahme, die Bockel-
mann vorschlägt, stimmt indes bedenklich:
„Der Staat wird sich die Frage vorlegen
müssen, ob sich die unterschiedslose
Förderung eines jeden, der sie begehrt
und der ihrer bedürftig ist, noch länger
vertreten läßt in einem Augenblick, in
dem die Hochschulen in den Massen der
Studenten zu ersticken drohen... Wer
den Andrang zur Hochschule auch dort,
wo er unvernünftig ist, noch fördert, statt
ihn zu hemmen, der bringt erst die Uni-
versität in eine Lage, aus der eine bloße
Hochschulreform sie nicht mehr befreien
kann."
In der Tat?
Ist 'es denn wirklich so, daß die Gesell-
schaft bisher „gewaltige Opfer" gebracht
hat, um jedermann 'jeden Bildungsweg zu
öffnen? Ein Vorschlag, die Studienförde-
rung, die nach der immer wiederholten

Ansicht des. Verbandes Deutscher Stu-
dentenschaften noch- keineswegs an-
nähernd vollkommen funktioniert, schon
wieder zu beschneiden, schüttet notwen-
dig das Kind mit dem Bade aus.
Das Problem der überfüllung der Hoch-
schulen besteht /a nicht schlechtweg im
zu großen Andrang, sondern - und auch
Professor Bockelmann gibt dieser Fest-
stellung breiten Raum — im zu großen
Andrang von Studenten, die in der Uni-
versität eine .bloße Ausbildungsstätte
sehen, die „der Hauch der Freiheit nicht
berührt". Für sie gilt es, Vorsorge zu
treffen, sie von den Hohen Schulen fern-
zuhalten - durch hohe Anforderungen im
Abitur, durch Zwischenprüfungen.
Von dieser Notwendigke.it durch den Vor-
schlag abzulenken, nun die Förderung
generell zu beschneiden, ist bedenklich.

D. E. O.

Mit Verlaub
Wenn die Studentenvertreter bei den
Verhandlungen über einen zu berufen-
den Professor im Senat mitbestimmen
würden, so würden die bis jetzt in aller
Offenheit dort erörterten Fragen aus den
legitimen Kollegien in irgendwelche ob-
skuren Kanäle abgedrängt. Dies äußerte
Professor Dr. Otto Bachof, als der Vor-
sitzende des VDS anläßlich .einer Rede
in Tübingen größere Mitbestimmungs-
rechte für die Studentenschaft gefordert
hatte. Und der Tübinger Rektor, Professor
Dr. Theodor Eschenburg, bezeichnete die
gegenwärtige Form des Berufungsver-
fahrens als ein „zartes Gewächs", dessen
„Character indelebilis" erhalten bleiben
müsse:
Ein kurioser Zufall hat es gewollt, daß
zur gleichen Zeit über die Besetzung eines
Lehrstuhls durch obskure Kanäle hand-
fester Klatsch in die Öffentlichkeit ge-
tragen worden ist: Karl Barth, der Nestor
der evangelischen Theologen, will in den
Ruhestand treten. Einer seiner Schüler, so
hörte man, würde ihn auf dem Baseler
Lehrstuhl ablösen. Die Nennung seines
Namens jedoch löste allzu plötzlich hie
und da Protest aus. Wie sich hernach
herausstellte, war ein Ruf tatsächlich
überhaupt noch nicht ergangen.
Mit Verlaub: Damit soll nur festgestellt
werden, daß Professor Bachofs Argument
kein Argument ist. Und wir meinen, daß
die Forderung des VDS-Vorsitzenden,
Dr. Richard Steer, innerhalb einer viel
zitierten Gemeinschaft der Lehrenden und
Lernenden einer gewichtigeren Antwort
würdig gewesen wäre.
Zum wissenschaftlichen Für und Wider um
einen Lehrstuhl-Aspiranten wird der stu-
dentische Sprecher in einem akademischen
Gremium ohnehin kaum etwas beizutra-
gen haben. Daneben hat die Studenten-
schaft jedoch auch noch andere Interessen;
der Wunsch nach einem Professor, dessen
Arbeitskraft nicht von ungezählten Ver-
pflichtungen außerhalb seiner Lehrtätig-
keit geschmälert wird, gehört unter ande-
ren hierher.
Wenn die Professoren endlich befürchten,
daß die Stimme des studentischen Spre-
chers in der Fakultät einmal den Aus-
schlag geben könnte, dann wäre der von
Professor Eschenburg postulierte „Cha-
racter indelebilis" erst recht fragwürdig.

F. P.


